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Die Demokraten pro Liechtenstein 
DpL haben angekündigt eine Volks-
initiative zu starten, die zum Ziel 

hat, die Franchise von CHF 500.00 für alle 
Rentnerinnen und Rentner in Liechten-
stein abzuschaffen. Was halten Sie von 
diesem Vorhaben?

Einer Befreiung der Kostenbeteiligung, also der 
Franchise, für Versicherte, die das ordentliche 
Rentenalter erreicht haben, so wie es von der 
DpL lanciert wird, stehe ich skeptisch gegen-
über. Auch teile ich die Annahme der DpL nicht, 
dass durch die Befreiung von der Kostenbeteili-
gung die Krankenkassenkosten sinken werden. 
Schliesslich wurden die Franchise und der 
Selbstbehalt eingeführt, um die Gesundheits-
kosten zu entlasten.

Durch eine Abschaffung der Franchise ist eher 
zu befürchten, dass vermehrte Arztbesuche und 
Medikamentenbezüge zu erwarten sind. Die Fol-
ge ist, dass die Krankenkassenprämien wieder 
steigen. Diese Zeche müsste mehr oder weniger 
von den jüngeren Versicherten gezahlt werden. 
Es ist aber nicht richtig, dass wir die jüngere 
Generation mit etwas belasten, wenn es andere 
Lösungen gibt.

Die Seniorinnen und Senioren in der FBP haben 
bereits am 11. November letzten Jahres kommu-
niziert, dass die Lösung nicht in der Abschaffung 
der Franchise, sondern im vereinfachten Ver-
fahren zum Bezug der Prämienverbilligung zu 
suchen ist. Der Staat budgetiert jährlich Gelder 
für die Prämienverbilligung, die aber Grossteils 
nicht bezogen werden, weil so mancher nicht 
weiss, dass er Bezugsberechtigt wäre und andere 
sich mit Internetformularen nicht auskennen. 
Durch ein vereinfachtes Antragsverfahren oder 
eine automatisierte Zuweisung des Antrags auf 
Prämienverbilligung an Bezugsberechtigte wür-
den mehr Versicherte Prämiengelder beziehen 
können. 

Der Vorteil bei der Prämienverbilligung ist, dass 
einerseits alle Personen, ob jung oder alt, mit ge-
ringem Einkommen davon profitieren könnten 
und anderseits für den Staat nicht mehr Kosten 
als budgetiert anfallen würden. Die Gelder der 
Prämienverbilligung gehen nur an Personen, 
die in Liechtenstein wohnhaft sind. Aus meiner 
Sicht würde dies gesamtgesellschaftlich den 
grösseren Nutzen erbringen als eine Abschaf-
fung der Franchise.
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Mit der Abschaffung der Franchise sollen expli-
zit diejenigen liechtensteinischen Rentner Hilfe 
erhalten, welche neben den normalen Lebenshal-
tungskosten noch zusätzliche Auslagen durch 
notwendige medizinische Behandlung haben. In 
der Schweiz wurden die Renten seit 2011 viermal 
erhöht. Bei uns herrscht Stillstand. Dies in einer 
Zeit, in der der Staat das Vermögen um viele 100 
Millionen ausbauen konnte. Das Volk muss sich 
dies nicht mehr länger gefallen lassen und soll 
deshalb nun selbst entscheiden.

Bei einer Annahme der Initiative kommt zukünf-
tig der Staat für die Franchise der Rentner auf. 
Dabei kommen nur in Liechtenstein wohnhafte 
Rentner in den Genuss dieser Vergünstigung, 
ohne dass die Prämien steigen. Werden zwecks 
Erhöhung der Altersrente Steuergelder in die 
AHV gesteckt, wird das Geld auf derzeit rund 
23‘000 Rentner im In- und Ausland verteilt. Mit 
der DpL-Initiative kommt das Geld ausschliess-
lich den rund 7400 in Liechtenstein wohnhaften 
Rentnerinnen und Rentnern zugute. Da unsere 
Rentner ihr Geld meist im eigenen Land ausge-
ben, bleibt das Geld im hiesigen Wirtschafts-
kreislauf. Damit profitieren alle davon. Mit der 
Volksinitiative der Demokraten pro Liechten-
stein erhalten alle Rentnerinnen und Rentner, 
auch die mit einer halben AHV-Rente, die glei-
che Unterstützung wie diejenigen mit einer vol-
len AHV-Rente, sofern sie während eines Jahres 
medizinische Leistungen beanspruchen. Bei ei-
ner AHV-Rentenerhöhung würden Bezüger einer 
halben AHV-Rente real nur den halben Franken-
betrag gegenüber dem Bezüger einer Vollrente 
erhalten. Natürlich gibt es auch reiche Rentner. 
Diese haben aber während ihres Erwerbslebens 
meist überdurchschnittlich hohe Sozialbeiträge 
und Steuern eingezahlt. Auch als AHV-Bezüger 
unterstützen «reiche» Rentner die Gemeinschaft 
mit Steuerabgaben oder haben keinen Anspruch 
auf Sozialleistungen. Sie helfen also mit, diese 
von der Initiative geforderte Unterstützung zu 
finanzieren.

Wir halten nicht viel von diesem Vorhaben. Eine 
Franchisebefreiung wäre gewiss ein willkomme-
nes Zückerli. Eine populäre, um nicht zu sagen, 
populistische Massnahme. Die Franchisebefrei-
ung würde aber die finanziellen Probleme, die 
Rentner haben, nicht lösen. 

Wichtig wäre, dass endlich die AHV-Rente erhöht 
wird, die letzte Rentenerhöhung liegt ja mittler-
weile mehr als zehn Jahre zurück. In dieser Zeit 
sind die Preise gestiegen, die Renten aber nicht. 

Es gibt bereits Möglichkeiten, Senioren, die mit 
hohen Gesundheitskosten zu kämpfen haben, 
zu unterstützen. Anstatt Rentner einfach von 
der Franchise zu befreien, sollte zum Beispiel 
die Bürokratie reduziert werden. Bei der Kran-
kenkasse beispielsweise einen Antrag auf einen 
Nachlass zu stellen, sollte leicht und unbürokra-
tisch möglich sein. Das ist für ältere Menschen 
besonders wichtig in unserem Land. Gerade äl-
tere Menschen genieren sich, Anträge zu stellen, 
auch wenn sie Unterstützung mehr als gut brau-
chen könnten.

Warum sollte für Senioren die Franchise abge-
schafft werden, wenn doch die meisten in der 
glücklichen Lage sind, diese selbst bezahlen zu 
können, und diejenigen, die finanziell wirklich 
Mühe haben, leicht und unbürokratisch einen 
Nachlass beantragen könnten?
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